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Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Auswirkungen des Einsatzes von 
Waffen mit abgereichertem Uran („Balkan-Syndrom“)

Das Europäische Parlament,

A. tief erschüttert über die Auswirkungen des Einsatzes von Waffen mit abgereichertem Uran 
durch die NATO-Länder während des Golfkriegs (1991), in Bosnien (1994-95) und im 
Kosovo (1999) – den Tod von Militärangehörigen und Bewohnern der bombardierten 
Gebiete, ökologische Schäden, durch die das Bild eines „sauberen Krieges“ völlig 
demaskiert werden,

B. in der Erwägung, dass der Gutacherausschuss des Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen, UNEP, unter Leitung von Pekka Haavisto, die an den mit Geschossen mit 
abgereichertem Uran (DU – Depleted Uranium) bombardierten Orten im Kosovo Proben 
entnahmen, festgestellt hat, dass diese Orte kontaminiert worden sind und es dort noch 
immer Spuren von Radioaktivität gibt, und betont hat, dass „die Möglichkeit nicht 
auszuschließen ist, dass die Gesundheit bestimmter Personen von dieser Art der Munition 
schwer geschädigt worden ist“,

C. in der Erwägung, dass den politischen und militärischen Behörden der NATO-
Mitgliedsländer die Gefährlichkeit von DU-Waffen für die damit hantierenden 
Militärangehörigen und für die Zivilisten, die nahe der bombardierten Gebiete wohnen, 
bekannt war,

D. in der Erwägung, dass die „Rand Corporation“, eine amerikanische Einrichtung, die auf 
die strategische Forschung spezialisiert ist und für das Pentagon arbeitet, im Frühjahr 
2000 eingeräumt hat, dass die DU-Waffen Strahlungsschäden an den Lungen und am 
Verdauungssystem sowie klinische Schäden an den Nieren verursachen,

E. in der Erwägung, dass einige Mitgliedstaaten der Europäischen Union, nämlich 
Frankreich, Großbritannien, Griechenland und Portugal, DU-Waffen besitzen oder sie 
bereits getestet haben,

F. unter dem Hinweis, dass Parlamentarier, politische Parteien, Gewerkschaften, 
Vereinigungen und Journalisten während des Golfkriegs 1991 und des Krieges im Kosovo 
1999 darauf hingewiesen hatten, dass die Militärangehörigen und die Zivilbevölkerungen 
durch den Einsatz von DU-Waffen geschädigt wurden,

G. in der Erwägung, dass das französische Parlament eine Untersuchung über die 
gesundheitlichen Risiken im Zusammenhang mit dem „Golfkriegssyndrom“ in Auftrag 
gegeben hat,

H. in der Erwägung, dass die schädlichen Auswirkungen der Verwendung von abgereicherten 
Uran auf die Gesundheit und die Umwelt zu den Schäden durch die Freisetzung 
chemischer Gifte (Lösungsmittel, Benzole, Brennstoffe) und durch die Bombardierung 
chemischer und elektrischer Anlagen hinzukommen,
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I. in der Erwägung, dass die Verunreinigung durch abgereichertes Uran sich langsam über 
das bombardierte Gebiet hinaus verbreiten und noch Jahrzehnte nach den 
Bombardierungen Folgen nach sich ziehen kann,

1. erklärt sich solidarisch mit den Familien der zivilen und militärischen Opfer und mit all 
jenen, deren Leiden auch nach Beendigung des Konflikts weitergeht,

2. verweist darauf, dass es die NATO-Bombardierungen auf dem Balkan verurteilt hat, 
insbesondere jene mit DU-Munition,

3. verweist auf die Verantwortung der politischen und militärischen Behörden der NATO 
sowie des ehemaligen Generalsekretärs der NATO, Herrn Solana, die den Einsatz von 
DU-Waffen beschlossen haben, obwohl sie genauestens über die ernsten Risiken für die 
Gesundheit der Soldaten und der Zivilbevölkerung Bescheid wussten;

4. weist auf die Verzögerung hin, mit der die NATO der Gutachterkommission des 
Umweltprogramms der Vereinten Nationen die Liste der im Kosovo mit DU-Geschossen 
bombardierten Stellen übergeben hat,

5. erachtet die Schaffung eines Sonderausschusses, der innerhalb der NATO mit der 
Untersuchung der Auswirkungen auf die Gesundheit der auf dem Balkan eingesetzten 
Soldaten beauftragt werden sollte; als unzureichend; ist der Auffassung, dass dieser 
Beschluss ein Ablenkungsmanöver seitens der NATO ist, die ihre Verantwortung nicht 
wahrnehmen und nicht die ganze Wahrheit ans Licht bringen will;

6. fordert das Verbot der Herstellung, der Erprobung, der Verwendung und des Verkaufs von 
Waffen mit abgereichertem Uran; spricht sich für die Unterzeichnung eines 
internationalen Vertrags über das Verbot von Waffen mit angereichertem Uran aus;

7. ersucht den Generalsekretär der Vereinten Nationen, eine unabhängige, umfassende und 
transparente Untersuchung über die Auswirkungen des Einsatzes von abgereichertem 
Uran auf Gesundheit und Umwelt durchzuführen, und umfassende Informationen über die 
derzeitige Situation zu geben, damit die Bevölkerung in den betroffenen Gebieten 
geschützt wird;

8. fordert die Mitgliedsländer der NATO auf, ein medizinisches Überwachungsprogramm 
für die Soldaten, die an den Militäraktionen im Balkan teilgenommen haben, die 
Mitarbeiter der humanitären Organisationen, die vor Ort tätig waren und die 
Zivilbevölkerung in den von den Bombardierungen betroffenen Regionen durchzuführen;

9. fordert die Mitgliedsländer der NATO auf, die Kosten für die Entschädigung der Familien 
der Opfer, Interventionen zur Dekontamination der verseuchten Gebiete und die 
Durchführung von Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der Verunreinigung zu 
übernehmen,

10. schlägt die Schaffung eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses vor, der 
insbesondere mit der Untersuchung der Umsetzung der Euratom-Richtlinie über die 
Grundnormen für den Schutz gegen Strahlungen beauftragt werden könnte,
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11. ersucht die Kommission, in ihren Hilfsprogrammen für die Balkanländer die Gesundheits- 
und Umweltaspekte stärker zu berücksichtigen,

12. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Regierungen der Mitgliedstaaten sowie den Generalsekretären der NATO und der 
Vereinten Nationen zu übermitteln.


